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Wirksame Arbeit der Gerichte
bei der Vermögensverteilung nach Ehescheidung (ScW
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H. L а t к а hat 1978 in dieser Zeitschrift wichtige Pro
bleme der Vermögensauseinandersetzung der Ehegatten 
behandelt.13 Hieran knüpfen wir an und wollen auf eine 
Reihe weiterer Fragen eingehen. Da sein Artikel auf der 
Rechtsprechung des Obersten Gerichts zu § 39 FGB be
ruhte, ist es nicht erforderlich, erneut Probleme aufzu
greifen, die von ihm ausführlich erörtert worden sind. Das 
bezieht sich insbesondere auf die folgenden Sachkomplexe, 
die durch die weitere Rechtsprechung des Obersten Ge
richts ergänzt werden:
— Die Feststellung des Umfangs des gemeinschaftlichen 

Eigentums, einschließlich der Klärung von Verbindlich
keiten und der Ansprüche Dritter sowie der Möglichkeit 
ihrer Mitwirkung im Verfahren als weitere Prozeß
partei. К
Die Feststellung des Umfangs des. gemeinschaftlichen 
Eigentums in den Fällen, in denen die Vermögensbil
dung in Verbindung mit Straftaten erfolgte.15

— Die Feststellung des Umfangs des gemeinschaftlichen 
Mittel aus dem Alleineigentum eines oder beider Ehe
gatten für die eheliche Gemeinschaft verwendet worden 
sind. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob mit diesen 
Mitteln unmittelbar oder mittelbar zur Vermögensbil
dung beigetragen wurde.

— Die Auswirkungen von Wertveränderungen für gemein
schaftliches wie Alleineigentum mit der Konsequenz, 
daß für die Familiengemeinschaft eingesetztes Allein
eigentum stets an Wertminderungen teilnimmt und 
deshalb sowie unter Beachtung der familienrechtlichen 
Natur der Ansprüche nach § 39 FGB nicht in voller 
Höhe zugunsten der einen oder der anderen Prozeß
partei berücksichtigt werden kann.

— Die bei der Entscheidung über Grundstücke, Gebäude 
und Baulichkeiten zu beachtenden Besonderheiten. Hier 
ist vielfach die Bewertung der Leistungen für das Bau
geschehen und die Familie sowie die Einordnung der 
Hilfe und Unterstützung von Familienangehörigen, Ar
beitskollektiven und Betrieben für die Entscheidung 
bedeutsam.15 Besondere Aufmerksamkeit muß der 
gleichzeitigen Entscheidung über Ehewohnung und 
Wohnhaus als Einheit gelten. Außerdem ist das Erfor
dernis der Zusammenarbeit mit anderen staatlichen 
Organen und Institutionen bei noch nicht fertiggestell
ten Eigenheimen zu beachten.
Die Festsetzung eines Erstattungsanspruchs auf aus
drücklichen Antrag wie auch ohne Antragstellung und 
die Festlegung von Ratenzahlungen.17

— Die Voraussetzungen der Verbindlichkeit außergericht
licher Vereinbarungen sowie die Möglichkeiten zu 
deren Überprüfung durch das Gericht. Für die Prüfung 
der Wirksamkeit einer außergerichtlichen Vereinba
rung wurde eindeutig auf § 68 ZGB orientiert.18

Zu verschiedenen Fragen wurde die bisherige Recht
sprechung fortgeführt und zu neuen Problemen Stellung 
genommen; diese sollen nachstehend behandelt werden.

Bedeutung der gegenständlichen Verteilung

Für die gegenständliche und wertmäßige Verteilung des 
Vermögens haben sich die Orientierungen in Abschn. А II

der OG-Richtlinie Nr. 24 bewährt. Im Vordergrund steht 
die gegenständliche Verteilung. Unter Berücksichtigung 
der Interessen der Kinder, weiterer sozialer Belange sowie 
anderer, in der Richtlinie beispielhaft auf geführter Um
stände haben die Gerichte eine gerechte Entscheidung zu 
treffen. Die Orientierung auf die gegenständliche Vertei
lung ermöglicht es zugleich besser, schematische Vertei
lungsschlüssel für die Entscheidung zu vermeiden.19

Immer häufiger ist bei Vermögensauseinandersetzun
gen über hochwertige Eigentumsobjekte zu befinden. Sie 
sind nach Möglichkeit gegenständlich so zu verteilen, daß 
jeder Ehegatte einen gerechten Anteil erhält. Dadurch wird 
auch weitgehend vermieden, daß der eine mit hohen Er
stattungszahlungen belastet wird, auf deren Begleichung 
der andere mitunter längere Zeit warten muß.

Realisierung des Erstattungsanspruchs

Wird auf die Zahlung eines Erstattungsbetrags erkannt, 
muß das Gericht dafür Sorge tragen, daß sogleich oder 
wenigstens alsbald gezahlt wird. Der Verpflichtete hat 
dazu alle gegebenen Möglichkeiten — auch die Aufnahme 
eines Darlehens oder Kredits — auszuschöpfen.20 Die Ver
äußerung von Vermögenswerten, die ihm bei der gegen
ständlichen Verteilung zugesprochen worden sind, soll ihm 
jedoch im allgemeinen nicht zugemutet werden.21 Erfor
dert es die wirtschaftliche Lage des zur Leistung verpflich
teten Ehegatten und ist es für den anderen zumutbar, 
können dem Verpflichteten gemäß § 79 Abs. 1 ZPO Zah
lungserleichterungen eingeräumt werden. Die Prüfung 
und Festlegung von Zahlungserleichterungen hat bereits 
im Vermögensverteilungsverfahren zu erfolgen. Im Inter
esse des Gläubigers sollte bestimmt werden, daß die 
gesamte Restsumme auf einmal zu zahlen ist, wenn der 
Verpflichtete mit der Zahlung der Raten in Rückstand 
gerät.

Kommt der Verpflichtete mit der Ratenzahlung in 
Verzug, ist ein Zinsanspruch gemäß § 86 Abs. 3 ZGB be
gründet.22 Auch im Hinblick auf einen möglichen Zinsan
spruch ist das Gericht verpflichtet, mit den Prozeßparteien 
ihre Zahlungsmöglichkeiten zu erörtern und Ratenzahlun
gen festzulegen. Beachtet es seine diesbezüglichen Aufga
ben nicht ausreichend, können sich bei sehr hohen Erstat
tungsbeträgen erhebliche zusätzliche Belastungen durch 
die Verzinsung ergeben.

Aufklärung der Rechtsverhältnisse 
am Boden und an Gebäuden

Mit der Entwicklung des Eigenheimbaus, der Nutzung von 
Grundstücken für die Freizeit und Erholung und dem 
Bau von Garagen haben die Gerichte bei der Vermögens
verteilung zunehmend mehr über diese Objekte zu ent
scheiden und dabei boden- und zivilrechtliche Bestimmun
gen zu beachten. Vielfach ergeben sich Probleme, die die 
Rechtsverhältnisse am Boden, die Eigentumsverhältnisse 
an Gebäuden und Baulichkeiten, die Beachtung des Mit
eigentums Dritter, die familienrechtliche Wertung der 
Leistungen anderer Bürger sowie betriebliche Interessen 
betreffen. Das erfordert, die Rechtsverhältnisse am Boden


